
Weitere Zuschriften zu den beim TAGBLATT-Podium diskutierten Fragen - von 
der Steuer - über die Drogen-Politik bis hin zum Mindestlohn. 
 
 
 

Prohibition nutzlos 
 
Wie lange noch werden Politiker/ innen wie Annette Widmann-Mauz die Aussagen 
zahlreicher Fachleute (Literaturhinweise auf www.sichtbarewelt.de), Cannabis sei 
weniger gefährlich als bisher angenommen, und sein Verbot müsse mithin, laut Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts von 1994, überprüft werden, pauschal als 
„Verharmlosung" abtun? Undifferenziert auch ihr Hinweis auf die Probleme 
„kiffender" Jugendlicher, da hier das Verhältnis von Ursache und Wirkung unklar ist; 
außerdem sehen alle mir bekannten Legalisierungsmodelle („Coffeeshop", Abgabe 
durch Apotheken oder Fachgeschäfte, deren geschultes Personal auch über Risiken 
aufklärt, und das in Spanien legale Vereinsmodell) einen strikten Jugendschutz vor. 
 
Und wie kann eine Christdemokratin das von mir angesprochene Votum der Caritas 
einfach übergehen, wonach die Prohibitionspolitik nicht nur nutzlos, sondern 
kontraproduktiv ist? Je schwerwiegender ein Problem, desto dringlicher die Frage 
nach der Zweckmäßigkeit des Lösungsansatzes - gilt das hier nicht, sondern, wie 
leider oft in der Politik, die Devise „lieber Schaden anrichten als gar nichts tun"? 
 
Dabei könnte für die Suchtprävention - auf die Martin Rosemann (SPD) von einem 
Zuhörer angesprochen wurde und ziemlich vage antwortete - viel getan werden: 
weniger unter dem Etikett „Drogenpolitik" als überall da, wo entschieden wird, wie 
selbstbestimmt Menschen leben und in freiem Zusammenwirken mit anderen 
Gesellschaft gestalten können! Als kleinen Schritt in diese Richtung gebe ich bei der 
Bundestagswahl meine Erststimme „für Volksentscheide“!. 
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